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Siebzehnte Änderung 
der Fächerübergreifenden Satzung 
zur Regelung von Zulassung, Studium und Prüfung der 
Humboldt-Universität zu Berlin (ZSP-HU) 
 
Der Akademische Senat der Humboldt-Universität 
zu Berlin hat am 14. Februar 2023 auf Grund von 
§ 2 Absatz 1 Satz 2 und § 31 Absatz 1 und 2 des 
Gesetzes über die Hochschulen im Land Berlin (Ber-
liner Hochschulgesetz – BerlHG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 26. Juli 2011 (GVBl. S. 378), 
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5. Juli 
2022 (GVBl. S. 450) geändert worden ist, und ge-
mäß § 5 Absatz 1 Buchstabe b Nummer 4 und 6 der 
Verfassung der Humboldt-Universität zu Berlin in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Oktober 
2013 (Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Uni-
versität zu Berlin Nr. 47/2013 vom 28. Oktober 
2013) die folgende Satzung beschlossen*: 

 
§ 1 

Die Fächerübergreifende Satzung zur Regelung von 
Zulassung, Studium und Prüfung der Humboldt-Uni-
versität zu Berlin (ZSP-HU) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 30. April 2013 (Amtliches Mit-
teilungsblatt der Humboldt-Universität zu Berlin 
Nr. 15/2013), die zuletzt durch Satzung vom 17. Ja-
nuar 2023 (Amtliches Mitteilungsblatt der Hum-
boldt-Universität zu Berlin Nr. 3/2023 vom 25. Ja-
nuar 2023) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert: 
 
1. In § 66 werden vor dem Wort „Fünftel“ die 

Wörter „Viertel, mindestens aber ein“ einge-
fügt. 
 

2. In § 71 Satz 3 wird die Angabe „40“ durch die 
Angabe „45“ ersetzt. 

 
3. § 72 wird wie folgt geändert: 
 

a) Dem Absatz 1 wird der folgende Satz ange-
fügt: 

 
 „Individuelle Gestaltungsmöglichkeiten ge-

mäß § 66 können im Fall von Satz 3 auch 
durch die Fachrichtungswahl, auch unter 
Einschluss der Bachelorarbeit, gewährleis-
tet werden.“ 

 
b) In Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe „40“ 

durch die Angabe „45“ ersetzt. 
 

                                                 
* Die Bestätigung durch das Präsidium erfolgte am 16. Februar 2023. 
Die Bestätigung des für Hochschulen zuständigen Senatsressorts er-
folgte am 7. März 2023. 

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„Der fachwissenschaftliche und fach-
didaktische Anteil hat einen fachlichen 
und kann einen überfachlichen Wahl-
pflichtbereich haben, denen zusam-
men mindestens 10 LP vorbehalten 
sind; der überfachliche Wahlpflichtbe-
reich umfasst dabei höchstens 10 LP.“ 
 

bb) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 
 

„Der Studienanteil Bildungswissen-
schaften, in den die Vermittlung von 
Kenntnissen und Fähigkeiten in inklu-
siver Bildung und in Grundlagen der 
Förderdiagnostik sowie in der Gestal-
tung von Unterricht und Erziehung in 
heterogenen Lerngruppen im Umfang 
von 2 LP integriert ist, umfasst 11 LP 
inklusive des berufsfelderschließen-
den Praktikums, der Studienanteil 
Sprachbildung 5 LP; die Studienan-
teile beinhalten jeweils ausschließlich 
einen fachlichen Wahlpflichtbereich.“ 

 
d) Absatz 6 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Es hat einen fachlichen Wahlpflichtbereich, 

dem mindestens 10 LP vorbehalten sind.“ 
 

4. § 72a wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„Es beinhaltet einen Pflichtbereich und 
kann einen fachlichen Wahlpflichtbe-
reich haben; die weiteren wählbaren 
Studienfächer gemäß § 5 Absatz 2 des 
Gesetzes über die Aus-, Fort- und 
Weiterbildung der Lehrerinnen und 
Lehrer im Land Berlin (Lehrkräftebil-
dungsgesetz – LBiG) vom 7. Februar 
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2014 (GVBl. S. 49), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 2. März 
2018 (GVBl. S. 174) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
haben einen fachlichen Wahlpflichtbe-
reich, dem jeweils mindestens 6 LP 
vorbehalten sind.“ 
 

bb) Satz 7 wird wie folgt gefasst: 
 

„Werden zwei sonderpädagogische 
Fachrichtungen studiert, erfolgt die 
Vertiefung nach Satz 3 und die Ergän-
zung nach Satz 5 in diesen Fachrich-
tungen; in diesem Fall werden indivi-
duelle Gestaltungsmöglichkeiten ge-
mäß § 66 überwiegend durch die 
Fachrichtungswahl gewährleistet.“ 

 
b) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 
 
 „(4) Die Gewährleistung der Mindestvor-

gabe individueller Gestaltungsmöglichkei-
ten gemäß § 66 vollzieht sich unter jeweils 
vollständiger Berücksichtigung des fachli-
chen Wahlpflichtbereiches nach Absatz 2 
Satz 2 2. Halbsatz, der Vertiefung nach Ab-
satz 2 Satz 3, der Ergänzung nach Absatz 2 
Satz 5 sowie der Bachelorarbeit nach Ab-
satz 3; Absatz 2 Satz 7 bleibt unberührt 
und gilt entsprechend auch in Bezug auf 
Absatz 3 Satz 2 2. Halbsatz.“ 

 
5. In § 75 Satz 4 wird die Angabe „20“ durch die 

Angabe „30“ ersetzt. 
 
6. § 76 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 2 Satz 4 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Der Studienanteil Bildungswissenschaften 

ohne Abschlussarbeit nach Absatz 5 um-
fasst 21 LP und beinhaltet einen Pflichtbe-
reich sowie einen mindestens 5 LP umfas-
senden fachlichen Wahlpflichtbereich.“ 

 
b) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 5a 

eingefügt: 
 
 „(5a) Die Gewährleistung der Mindestvor-

gabe individueller Gestaltungsmöglichkei-
ten gemäß § 66 vollzieht sich unter jeweils 
vollständiger Berücksichtigung der Ergän-
zung nach Absatz 2 Satz 3, des fachlichen 
Wahlpflichtbereiches nach Absatz 2 Satz 4 
sowie der Masterarbeit nach Absatz 5.“ 

 

7. § 76a wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„Es beinhaltet einen Pflichtbereich und 
kann einen fachlichen Wahlpflichtbe-
reich haben; eines der beiden ver-
pflichtenden Studienfächer gemäß § 5 
Absatz 2 des Gesetzes über die Aus-, 
Fort- und Weiterbildung der Lehrerin-
nen und Lehrer im Land Berlin (Lehr-
kräftebildungsgesetz – LBiG) vom 
7. Februar 2014 (GVBl. S. 49), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 2. März 2018 (GVBl. S. 174) ge-
ändert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung, sowie die Studienfä-
cher der Kombination zweier sonder-
pädagogischer Fachrichtungen haben 
einen fachlichen Wahlpflichtbereich, 
dem jeweils mindestens 5 LP vorbe-
halten sind.“ 

 
bb) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

 
„Der Studienanteil Allgemeine Grund-
schulpädagogik umfasst 14 LP und 
beinhaltet einen Pflichtbereich sowie 
einen mindestens 5 LP umfassenden 
fachlichen Wahlpflichtbereich.“ 
 

b) Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
 „In der fachspezifischen Prüfungsordnung 

ist bestimmt, welchem Studienfach bzw. 
welchem Anteil davon das Thema der Mas-
terarbeit zu entnehmen ist; werden zwei 
sonderpädagogische Fachrichtungen stu-
diert, ist das Thema einer dieser beiden 
Fachrichtungen zu entnehmen und werden 
individuelle Gestaltungsmöglichkeiten ge-
mäß § 66 insoweit durch die Fachrichtungs-
wahl gewährleistet.“ 

 
c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a 

eingefügt: 
 
 „(4a) Die Gewährleistung der Mindestvor-

gabe individueller Gestaltungsmöglichkei-
ten gemäß § 66 vollzieht sich unter jeweils 
vollständiger Berücksichtigung des fachli-
chen Wahlpflichtbereiches nach Absatz 2 
Satz 2 2. Halbsatz und Satz 4 sowie der 
Masterarbeit nach Absatz 4.“ 
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8. § 79 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
„Weiterbildende Masterstudiengänge haben ei-
nen Umfang von 60, 90 oder 120 LP. Sie glie-
dern sich in einen Pflichtbereich und einen 
fachlichen Wahlpflichtbereich; § 67 bleibt un-
berührt. Haben sie einen Umfang von 120 LP, 
sind dem fachlichen Wahlpflichtbereich min-
destens 25 LP vorbehalten. Sind weniger als 
120 LP zu erwerben, verringern sich die ge-
nannten Anteile entsprechend. Module im Um-
fang von einem Viertel der Gesamtstudienleis-
tung werden in der Regel ohne benotete Prü-
fungen abgeschlossen.“ 
 

9. § 80 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Satz 2 werden die Wörter „Satz 2“ durch 
die Wörter „Satz 5“ ersetzt. 

 

b) Der folgende Satz wird angefügt: 
 
 „Satz 3 gilt im Anwendungsbereich von 

§ 36a BerlHG auch im Übrigen entspre-
chend.“ 

 
§ 2 

Bestimmungen in fachspezifischen Studien- oder 
Prüfungsordnungen, die mit den Änderungen nach 
§ 1 nicht vereinbar sind, gelten übergangsweise fort 
und sind bis spätestens zum 24. September 2024 
anzupassen. 
 

§ 3 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtlichen Mitteilungsblatt der Humboldt- 
Universität zu Berlin in Kraft. 
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